
 
 
 
 
 
 
 
 

 

PAULINERVEREIN 
Bürgerinitiative zum Wiederaufbau der Universitätskirche und Au-

gusteum in Leipzig e.V. 
 
 

 

SATZUNG 
In der Fassung vom 23. September 2003 

 
 

 
§ 1 

Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 

(1) Der Verein führt den Namen „Pauli-
nerverein e. V. - Bürgerinitiative 
zum Wiederaufbau der Universi-
tätskirche und Augusteum in Leip-
zig“. 

 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Leip-
zig. 

 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 2 
Zweck und Aufgaben 

 
Zweck und Aufgabe des Vereins ist es, 
die Erinnerung an den barbarischen 
Willkürakt der Zerstörung von Universi-
tätskirche und Augusteum in der Be-
völkerung zu bewahren, die Universität 
Leipzig bei der Erhaltung und Pflege 
der erhaltenen Kunstwerke aus der 
Pauliner-Universitätskirche zu unter-
stützen und konsequent als (Fern-)ziel 
die Wiedererrichtung der beiden ge-
schichtsträchtigen Gebäude vorzube-
reiten. Diese Gebäude sollen wieder 
wie früher für kirchliche und musikali-
sche Zwecke sowie für Lehr- und Ver-

waltungszwecke der Universität Leip-
zig genutzt werden. 
 

§ 3 
Gemeinnützigkeit 

 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er ver-
folgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Ziele. Es wird kein Ge-
winn angestrebt. 

 

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützige 
Zwecke im Sinne des Abschnittes 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. 

 

(3) Die Mittel des Vereins dürfen nur 
für die satzungsmäßigen Zwecke 
verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus 
den Mitteln des Vereins. Es darf 
keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck des Vereins fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 

 

(4) Bei Auflösung und bei Wegfall sei-
ner steuerbegünstigten Zwecke fällt 
das Vermögen des Vereins an die 
Stadt Leipzig, die es unmittelbar 



und ausschließlich für einen ge-
meinnützigen Zweck, und zwar für 
die Erhaltung und Rekonstruktion 
denkmalgeschützter Bauwerke, die 
das Gesicht der Stadt prägen, zu 
verwenden hat. 

§ 4 
Mitgliedschaft 

 

(1) Mitglied kann jede volljährige natür-
liche Person und jede juristische 
Person werden. 

 

(2) Auf Vorschlag des Vorstandes kann 
die Mitgliederversammlung Ehren-
mitglieder auf Lebenszeit ernennen. 

 

(3) Über die Aufnahme des Mitglieds 
entscheidet auf schriftlichen Antrag 
der Vorstand nach freiem Ermes-
sen. Bei Ablehnung des Antrages 
ist er nicht verpflichtet, dem An-
tragsteller die Gründe mitzuteilen. 

 

§ 5 
Ende der Mitgliedschaft 

 
(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, 

Ausschluss, Streichung von der 
Mitgliederliste oder Austritt aus dem 
Verein. 

 

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Vor-
stand. Er kann mit einer Kündi-
gungsfrist von 2 Monaten nur zum 
Ende eines Geschäftsjahres erklärt 
werden. 

 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss 
des Vorstandes von der Mitglieder-
liste gestrichen werden, wenn es 
trotz zweimaliger schriftlicher Mah-
nung mit der Zahlung von Mit-
gliedsbeiträgen im Rückstand ist. 
Die Streichung darf erst beschlos-
sen werden, wenn nach der Ab-
sendung der zweiten Mahnung 
zwei Monate verstrichen sind und in 
dieser Mahnung die Streichung an-
gedroht wurde. Der Beschluss des 

Vorstandes über die Streichung soll 
dem Mitglied mitgeteilt werden. 

 

(4) Verletzt ein Mitglied schuldhaft in 
grober Weise die Interessen des 
Vereins, fordert ihn der Vorstand 
zur schriftlichen Stellungnahme auf. 
Der Vorstand kann der Mitglieder-
versammlung einen Vorschlag zur 
Ausschließung des Mitglieds zulei-
ten, der zu begründen ist. Die Mit-
gliederversammlung hat dem Mit-
glied vor ihrer Beschlussfassung 
Gelegenheit zu einer nochmaligen 
mündlichen oder schriftlichen Stel-
lungnahme zu geben. 

 

§ 6 
Mitgliedsbeiträge 

 

(1) Der Mitgliedsbeitrag beträgt 40,00 
EUR im Jahr, für Mitglieder ohne 
Arbeitseinkommen 20,00 EUR im 
Jahr. 

 

(2) Die Höhe des Mitgliedsbeitrages 
kann durch Beschluss der Mitglie-
derversammlung geändert werden. 

 

(3) Der Vorstand kann Beiträge teilwei-
se oder ganz stunden oder erlas-
sen. 

 

(4) Zusammen mit dem Vorstand wer-
den zwei Mitglieder einer Revisi-
onskommission gewählt, die das 
Recht haben, jederzeit Einblick in 
die Kontenführung des Schatzmeis-
ters zu nehmen und die Pflicht, dies 
mindestens einmal jährlich zu tun 
und der Mitgliederversammlung 
darüber zu berichten. 

 

§ 7 
Spenden 

 

(1) Der Verein eröffnet ein Spenden-
konto. 

 
(2) Die dort eingehenden Beträge sind 

zweckgebunden für die Aufgaben 
des Vereins zu verwenden, insbe-
sondere für 



 

a) die Gewinnung der Öffentlich-
keit für den Wiederaufbau der 
Universitätskirche und des Au-
gusteums 

b) Sicherung und Restaurierung 
noch vorhandener Kunstge-
genstände und baulicher Über-
reste 

c) vorbereitende Untersuchungen 
d) Entwurfsarbeiten 
e) als Beitrag für die Baukosten. 
 

(3) Verfügungen über das Spenden-
konto bedürfen der vorherigen Zu-
stimmung von 5 Vorstandsmitglie-
dern. 

 

§ 8 
Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus 7 Mitglie-
der, und zwar 

 
Vorsitzender 
Stellvertreter des Vorsitzenden 
Stellvertreter des Vorsitzenden 
Schatzmeister 
Stellvertreter des Schatzmeisters 
1. Schriftführer 
2. Schriftführer 

 

(2) Der Verein wird gerichtlich und au-
ßergerichtlich vom Vorsitzenden 
und einem seiner Stellvertreter ver-
treten.  

 

(3) Der Vorstand ist berechtigt, ständi-
ge und nicht ständige Arbeitsgrup-
pen zu bilden. In diesen Arbeits-
gruppen können auch Personen 
mitwirken, die nicht Mitglieder des 
Vereins sind. 

 

(4) Der Vorstand ist für alle Angele-
genheiten des Vereins zuständig, 
soweit sie nicht der Mitgliederver-
sammlung übertragen sind. 

 
(5) Der Vorstand gibt sich eine Ge-

schäftsordnung. 
 

§ 9 

Wahl und Amtsdauer des Vorstan-
des 

 

Der Vorstand wird von der Mitglieder-
versammlung für die Dauer von 2 Jah-
ren, gerechnet von der Wahl an, ge-
wählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl 
des Vorstandes im Amt. Jedes Vor-
standsmitglied ist einzeln zu wählen. 
Mit der Beendigung der Mitgliedschaft 
im Verein endet auch das Amt eines 
Vorstandsmitglieds. 
 
 
 
 
 

§ 10 
Sitzungen und Beschlüsse des Vor-

standes 
 

(1) Der Vorstand beschließt in Sitzun-
gen, die vom Vorsitzenden bei des-
sen Verhinderung von einem seiner 
Stellvertreter einberufen werden. 
Die Tagesordnung braucht nicht 
angekündigt zu werden. Eine Ein-
berufungsfrist von einer Woche soll 
eingehalten werden. 

 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, 
wenn mindestens 4 Mitglieder an-
wesend sind. Bei der Beschluss-
fassung entscheidet die Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stim-
men; bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzen-
den, bei dessen Abwesenheit die 
desjenigen seiner Stellvertreter, der 
den Vorsitz führt. 

 

(3) Der Vorstand kann seine Beschlüs-
se im schriftlichen Verfahren fas-
sen, wenn alle Vorstandsmitglieder 
hierzu ihr Einverständnis erklären. 

 

§ 11 
Mitgliederversammlung 

 

(1) In der Mitgliederversammlung hat 
jedes Mitglied eine Stimme. Jedes 
Mitglied kann ein anderes Mitglied 
schriftlich zur Ausübung des 



Stimmrechts bevollmächtigen. Die 
Bevollmächtigung ist für jede Mit-
gliederversammlung gesondert zu 
erteilen. Ein Mitglied darf nicht 
mehr als drei fremde Stimmen ver-
treten. 

 

(2) Die Mitgliederversammlung ist für 
folgende Aufgaben zuständig 

 

a) Entgegennahme des Jahresbe-
richts des Vorstandes und Ent-
lastung des Vorstandes 

b) Änderung der Mitgliedsbeiträge 
c) Wahl und Abberufung der Mit-

glieder des Vorstandes 
d) Beschlussfassung über Ände-

rung der Satzung und über die 
Auflösung des Vereins 

e) Beschlussfassung über die 
Ausschließung von Mitgliedern 

f) Ernennung von Ehrenmitglie-
dern. 

 

§ 12 
Einberufung der Mitgliederver-

sammlung 
 
(1) Mindestens einmal im Jahr, mög-

lichst im zweiten Quartal, soll eine 
ordentliche Mitgliederversammlung 
als Jahreshauptversammlung statt-
finden. Sie wird vom Vorstand unter 
Einhaltung einer Frist von vier Wo-
chen schriftlich einberufen. 

 

(2) In der Einladung ist die vom Vor-
stand festgesetzte Tagesordnung 
anzugeben. Über Anträge auf Er-
gänzung der Tagesordnung be-
schließt die Mitgliederversamm-
lung. 

 

§ 13 
Außerordentliche Mitgliederver-

sammlung 
 

Eine außerordentliche Mitgliederver-
sammlung ist vom Vorstand einzuberu-
fen, wenn das Interesse des Vereins 
dies erfordert oder wenn ein Zehntel 
der Mitglieder dies schriftlich unter An-

gabe der Gründe und des Zwecks be-
antragt. 
 

§ 14 
Beschlussfassung in der Mitglieder-

versammlung 
 

(1) Die Mitgliederversammlung wird 
vom Vorsitzenden, bei dessen Ver-
hinderung von einem seiner Stell-
vertreter oder einem anderen Vor-
standsmitglied geleitet. Die Ver-
sammlungsleitung wird bei Wahlen 
einem Wahlausschuss übertragen, 
der die Kandidaten vorstellt, die 
Wahl durchführt und deren Ergeb-
nis bekannt gibt. 

 

(2) Wahlen erfolgen in geheimer Ab-
stimmung. Bei allen übrigen Ent-
scheidungen bestimmt der Ver-
sammlungsleiter die Art der Ab-
stimmung. Die Abstimmung muss 
schriftlich durchgeführt werden, 
wenn ein Drittel der erschienenen 
stimmberechtigten Mitglieder dies 
verlangt. 

 
(3) Die Mitgliederversammlung ist ohne 

Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Mitglieder beschlussfähig. 

 

(4) Die Mitgliederversammlung fasst 
Beschlüsse im allgemeinen mit ein-
facher Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen; Stimmenthaltun-
gen gelten als ungültige Stimmen. 

 

(5) Zur Änderung der Satzung ist eine 
Mehrheit von drei Vierteln der ab-
gegebenen gültigen Stimmen erfor-
derlich. 

 

(6) Zur Auflösung des Vereins ist eine 
Mehrheit von neun Zehnteln der 
abgegebenen gültigen Stimmen er-
forderlich. 

 

(7) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr 
als die Hälfte der abgegebenen gül-
tigen Stimmen erhalten hat. Hat 
niemand mehr als die Hälfte der 
Stimmen erhalten, so findet zwi-



schen den beiden Kandidaten, die 
die meisten Stimmen erhalten ha-
ben, eine Stichwahl statt. 

 

(8) Die von der Mitgliederversammlung 
gefassten Beschlüsse sind zu pro-
tokollieren, das Protokoll ist vom 
jeweiligen Schriftführer zu unter-
zeichnen. 

 

§ 15 
Auflösung des Vereins 

 

(1) Wird der Verein gemäß § 14 Abs. 6 
aufgelöst, sind, sofern die Mitglie-
derversammlung nichts anderes 
beschließt, der Vorsitzende und 
sein 1. Stellvertreter gemeinsam 
vertretungsberechtigte Liquidato-
ren; § 8 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

(2) Das nach Beendigung der Liquida-
tion vorhandene Vermögen fällt 
nach Maßgabe des § 3 Abs. 4 an 
die Stadt Leipzig. 

 
(3) Die vorstehenden Bestimmungen 

gelten entsprechend, wenn der 
Verein aus einem anderen Grunde 
aufgelöst wird  oder seine Rechts-
fähigkeit verliert. 


